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VORGESCHICHTE Nach der partiellen Einführung in den 1880er-Jahren (vgl. Vorlagen 30 
und 31) gelingt es dem Bund erst 1930, sein Schnapsmonopol vom Kartof-
fel- und Getreideschnaps auf die übrigen Branntweine auszudehnen und 
den Kleinhandel stärker zu regulieren (vgl. Vorlage 111). Zuvor waren staat-
liche Kontrollen und die Besteuerung jeweils am Widerstand der interes-
sierten Bauern, Produzenten und Händler gescheitert (vgl. Vorlagen 63 
und 97). 

In der Innerschweiz, wo der erweiterte Alkoholartikel 1930 mehrheitlich 
abgelehnt wird, formiert sich jedoch schon bald eine Bewegung, die den 
Zustand vor der Revision wiederherstellen will und die mit diesem Ziel 
eine Volksinitiative in der Form einer allgemeinen Anregung lanciert. Dem 
«Reval» (Revision der Alkoholordnung) genannten Aktionskomitee gehö-
ren der Innerschweizer Bauernbund, der schweizerische Kupferschmie-
demeisterverband, der Urschweizer Küpfermeisterverband, der schwei-
zerische Lohnbrennerverband und weitere ad hoc gebildete inner-
schweizerische Obstbauernkomitees an. Ende 1937 reichen die Initian-
ten ihr Begehren ein. Gut ein Viertel der rund 130 000 Unterschriften 
stammt aus der Innerschweiz selbst.  

Der Bundesrat empfiehlt die Initiative zur Ablehnung. Ihm zufolge wären 
bei einem Ja die Erfolge der neuen Alkoholpolitik gefährdet: Nur weil 
«die ungehemmte Freiheit der Erzeugung und des Verkaufs von Kern-
obstbranntwein» aufgegeben worden sei, sei der Konsum «wesentlich 
zurückgegangen und auch die Klagen über Schnapsunfälle und […] Krank-
heitserscheinungen sind fast ganz verstummt» (BBl 1939 I 604). Das Par-
lament folgt mehrheitlich der Position des Bundesrates und empfiehlt 
ebenfalls ein Nein. 

GEGENSTAND Mit dem Ziel, den Zustand der Alkoholordnung von vor 1930 wiederher-
zustellen, sind hauptsächlich die Freiheit des Brennens von Obst, Most 
und Obsttrestern und die Freiheit des Handels mit Obstbranntwein ge-
meint. Weiter legen die Initianten besonderen Wert auf die Beschrän-
kung der Spriteinfuhr zugunsten der Verwendung von Kernobstalkohol als 
Sprit. Weil es sich um eine allgemeine Anregung handelt, ist für die An-
nahme der Initiative lediglich das Volksmehr erforderlich. 

ABSTIMMUNGSKAMPF Die nationalen Parteien lehnen die «Reval»-Initiative ab, und der 
Schweizerische Bauernverband wendet sich «mit nachdrücklicher Ent-
schiedenheit» ebenso wie «die Ärzteschaft und und sämtliche namhaf-
ten gemeinnützigen und fürsorgenden Organisationen» gegen das Be-
gehren (TA vom 7.3.1941). Allerdings bekundet die Konservative Volkspar-
tei «angesichts innerschweizerischer Bauernrenitenz […] Mühe, zu ei-
nem geschlossenen Parteiwillen zu gelangen» (Gruber 1966: 50).  

Die Initianten kämpfen laut einem Beobachter im TA vom 7.3.1941 «mit 
echter innerschweizer Urchigkeit» und decken insbesondere die eidge-
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nössische Alkoholverwaltung mit teils polemischen Vorwürfen («Gessler-
hut», «Alkoholvögte») ein, wobei die Gegner «die Antwort nicht schul-
dig» bleiben. Trotzdem habe sich der Abstimmungskampf in «verhältnis-
mässig manierlichen Formen abgespielt».  

Neben ihren Angriffen auf die Bundesbürokratie appellieren die Befür-
worter der Initiative insbesondere an die Freiheitsgefühle der Bürger 
und präsentieren die Rückkehr zur alten Alkoholordnung als Schritt, der 
den einheimischen Bauern Absatzmöglichkeiten für ihre Obsternte er-
öffnet.  

Laut den Gegnern bedeutet ein Ja vor allem die Rückkehr zum Schnaps-
elend der 1920er-Jahre. Sie verweisen jedoch auf weitere Nachteile ei-
ner Annahme: Die Alkoholverwaltung würde defizitär, was nicht ohne Fol-
gen für die Kantone und die gemeinnützigen Organisationen bleibe, auch 
den Sozialwerken würden wichtige Einnahmen entzogen, da der AHV-
Fonds aus diesen Mitteln gespeist wird (vgl. Vorlage 101). Und die Obst-
bauern sähen sich angesichts der ausbleibenden Förderung zunehmen-
den Absatzproblemen ausgesetzt. Angesichts der Versorgungslage könne 
sich die Schweiz eine Produktion von Brennsprit aus dem wertvollen Obst 
nicht leisten. 

ERGEBNIS Die Rückkehr zur Brennfreiheit für Schnaps aus Obst, Wein und Beeren 
wird mit einem Jastimmenanteil von 40,2% abgelehnt. In allen katholi-
schen Innerschweizer Kantonen stimmen mehr als zwei Drittel der teil-
nehmenden Bürger mit Ja, daneben resultieren auch in Solothurn, Ap-
penzell Innerrhoden und im Aargau Jamehrheiten. In Genf und Neuen-
burg liegt die Zustimmung unter 10%. Die Stimmbeteiligung beträgt 
61,4%. 
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